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Bürgermeister Schwochow
freigesprochen: Was bedeutet das für

Rheinsberg?
Am 11.07.2025 wurde Bürgermeister Schwochow in

Rheinsberg freigesprochen. Vorwürfe wegen Wahlkampf-
Eingriffs und Untreue stehen im Fokus.

Rheinsberg, Deutschland - Am heutigen Tag, dem 11. Juli
2025, wurde Bürgermeister Frank-Rudi Schwochow (Freie
Wähler) vom Potsdamer Verwaltungsgericht in einem
rechtlichen Streit freigesprochen. Dieser Fall war von
öffentlichem Interesse, da ein Abgeordneter Klage wegen eines
angeblich unrechtmäßigen Eingriffs in den Wahlkampf
eingereicht hatte. Der Vorwurf lautete, dass Schwochow über
eine Facebook-Gruppe und einen YouTube-Kanal als
Bürgermeister Einfluss auf den Wahlprozess genommen hatte.
Hintergrund sind die Wahleinsprüche, die nach der
Kommunalwahl 2024 erhoben wurden, wobei die



Stadtverordnetenversammlung die Wahl im November teilweise
für ungültig erklärte, was sich jedoch der Entscheidung eines
Rechtsgutachtens widersprach, das keine gravierenden
Verstöße feststellte. Die Stimmen für Schwochow wurden
annulliert, doch im Februar 2023 wurde diese Entscheidung vom
Gericht revidiert und die Wahl für gültig erklärt. 

Aktuell sieht sich Schwochow zudem mit weiteren Vorwürfen
konfrontiert. Er muss sich vor dem Amtsgericht Neuruppin
wegen Verleumdung und Untreue verteidigen. Der Kläger,
Landrat Ralf Reinhardt (SPD), sowie der ehemalige
Stadtverordnete Freke Over (Linke), werfen Schwochow vor,
eigenmächtig den Geschäftsführer der Rheinsberger
Wohnungsgesellschaft (Rewoge) ohne Beschluss gekündigt zu
haben, was der Gesellschaft Kosten von über 10.000 Euro
verursachte. Ein weiterer Verleumdungsvorwurf betrifft eine
vermeintliche Behauptung Schwochows über ein
Ermittlungsverfahren gegen Landrat Reinhardt. 

Rechtliche Rahmenbedingungen und
Meinungsfreiheit

Die Thematik um Schwochows Fall wirft auch rechtliche
Fragestellungen zur Meinungsfreiheit und zu Äußerungsrechten
auf. Laut Artikel 5 Absatz 1 des Grundgesetzes genießen alle
Bürger in Deutschland das Recht, ihre Meinung frei zu äußern.
Allerdings ist diese Meinungsfreiheit nicht absolut. Sie muss sich
an anderen Grundrechten messen, insbesondere dem
allgemeinen Persönlichkeitsrecht. Es wird zwischen
Tatsachenbehauptungen, die beweisbar sind, und
Meinungsäußerungen, die Werturteile darstellen, unterschieden.
Falsche Tatsachenbehauptungen sind nicht durch die
Meinungsfreiheit gedeckt und gelten als rechtswidrig. Während
Wahlkämpfen können Äußerungen intensiver und polemischer
sein, was als „öffentlicher Meinungskampf“ verstanden wird.
Politische Äußerungen dürfen jedoch nicht die Menschenwürde
verletzen.



Diese Überlegungen zu den rechtlichen Rahmenbedingungen
werden nicht nur in Schwochows Fall relevant, sondern auch im
globalen Kontext, etwa durch die kritischen Äußerungen des US-
Vizepräsidenten J. D. Vance. Während der Münchner
Sicherheitskonferenz im Februar 2025 äußerte Vance Bedenken
zur Meinungsfreiheit in Deutschland, indem er die deutschen
Justizmaßnahmen gegen vermeintliche Hassreden und
Beleidigungen im Internet in Frage stellte. Solche Diskussionen
verdeutlichen, dass die Meinungsfreiheit in Deutschland ein
zentrales Grundrecht ist, das kontinuierlich im Spannungsfeld
zwischen individueller Freiheit und gesellschaftlichem Schutz
bewertet werden muss.

Die nächste Verhandlung zu Schwochows Fall ist am 18. Juli
2025 angesetzt, wobei ein Urteil erwartet wird.

Für detaillierte Informationen zu Schwochows Gerichtsurteil
siehe rbb24. Weitere rechtliche Aspekte der Meinungsfreiheit
behandelt GGR Law. Eine breitere Diskussion zur
Meinungsfreiheit in Deutschland ist auf Deutschland.de zu
finden.
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